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1. Mai 2010, Öhringen, Heidi Scharf, 1. Bevollmächtigte IG Metall Schwäbisch Hall
Es gilt das gesprochene Wort

Liebe Kolleginnen und Kollegen, 
schön, dass ihr alle da seid. 
Genau vor 120 Jahren – am 1. Mai 1890 - wurde der „Protest- und Gedenktag“ weltweit mit Massendemonstrationen begangen. 1889 wurde der 1. Mai als „Kampftag der Arbeiterbewegung“ ausgerufen. 
Damals wie heute geht es um politische Mitbestimmung der Beschäftigten und die sozialen Forderungen für eine humane Arbeitswelt und einen besseren Sozialstaat.
Auch heute an diesem 1. Mai, an unserem Tag der Arbeit, sagen wir in der Öffentlichkeit was wir erreichen wollen und welche Forderungen wir haben. Wir zeigen die Missstände auf und sagen, was aus unserer Sicht zu tun ist.
Es ist unser Tag und den lassen wir uns auch von Geschäftsleitungen wie bei Getrag nicht kaputt machen. Sie hatte doch vom Betriebsrat die Zustimmung zur Arbeit am 1. Mai gefordert. Der BR hat natürlich abgelehnt.
Gut dass wir Betriebsräte haben, die so etwas verhindern können. 
Schlecht für die Beschäftigten, in den Betrieben in denen der Chef alleine darüber bestimmt. Gut, dass es Betriebsräte gibt, die massiv darauf gedrängt haben Stunden zu entlassen statt Menschen. In der Hochphase der Kurzarbeit haben hier in der Region fast 13.000 Menschen in 355 Betrieben kurz gearbeitet. Wäre statt Kurzarbeit entlassen worden hätten 1/3 davon also über 4.000 Kolleginnen und Kollegen ihren Arbeitsplatz verloren. 

Deshalb rufe ich denjenigen zu, die bisher keinen Betriebsrat haben: Habt ihr keinen, wählt euch einen!
Mit Betriebsrat können viele Dinge geregelt werden und der Chef kann nicht mehr alles alleine entscheiden. Habt Mut und setzt der AG-Seite etwas entgegen.

Ich sage aber auch: Wählt euch einen starken Betriebsrat. Einen, der gewerkschaftlich organisiert ist. Einen, der Durchsetzungsvermögen hat und auf die Unterstützung seiner Gewerkschaft vertrauen kann.

Wenn Politiker und Unternehmer von betriebsratsverseucht sprechen meinen sie damit, dass sie ihren Herr-im-Hause-Standpunkt aufrecht erhalten wollen. Genau das wollen wir nicht. Wir wollen mitbestimmen. Das gilt vor allem für Themen wie Einstellungen und Entlassungen, Arbeitszeit, Kurzarbeit, Überstunden, den Einsatz von Leiharbeit.

Macht braucht Gegenmacht. Ja, wir wollen viele betriebsratsverseuchte Betriebe.

Deshalb: Wählt euch einen!

Liebe Kolleginnen und Kollegen, 
nicht überall gibt es gewählte Betriebsräte nach allgemein gültigen Gesetzen. So gibt es MitarbeiterInnenvertretungen nach Unternehmers Gnaden wie bei Würth (die keinerlei rechtliche Befugnisse haben), oder MAV von Kirchens Gnade wie bei der Diakonie. 
Mittlerweile arbeiten rund 1,3 Millionen Menschen bei Kirchen und deren Wohlfahrtsverbänden.
Auch hier machen Leiharbeit und vor allem 1-Euro-Jobs reguläre Arbeit kaputt. 
Das Betriebsverfassungsgesetz gilt in diesen Einrichtungen nicht. Ver.di-Vertretern wird oftmals der Zugang verweigert und sie müssen diesen über Gerichte erstreiten, so wie hier in der Region.
So etwas darf es in einem freien demokratischen Land doch nicht geben.

Mittlerweile erhöht sich dort der Organisationsgrad, es gibt Aktionen und in der Diakonie Württemberg konnte die Einführung des Tarifvertrages des Öffentlichen Dienstes durchgesetzt werden. Damit erhielten die Beschäftigten auch die Tariferhöhungen des öffentlichen Dienstes.

Ihr seht also, aktiv werden, Druck machen, führt zum Erfolg. Lasst uns daran weiter arbeiten.

Wenn z.B. in der nächsten Woche Jede und Jeder von uns ein neues Mitglied für die Gewerkschaft wirbt, sind wir auf einen Schlag um 500-1.000 Mitglieder mehr hier in der Region. Wenn wir das monatliche wiederholen könnten, dann könnten wir hier nicht nur eine industrielle sondern auch eine gewerkschaftliche Aufstiegszone sein. Dann könnten wir gemeinsam die Interessen der Beschäftigten noch besser vertreten, wären stärker und durchsetzungsfähiger.
Fragt doch mal in der Familie, im Freundeskreis, euren Nachbarn, ob sie schon Mitglied sind. Vor allem aber redet über die Gewerkschaft, was sie macht und was sie durchsetzen kann.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, 

Leiharbeit macht seit Jahren den Betriebsräten und Belegschaften das Leben schwer. 

Vor allem deshalb, weil sie vermeintlich billig ist, weil geheuert und gefeuert werden kann, weil keine Sozialplankosten bei Entlassungen entstehen und weil damit die festangestellten Beschäftigten in Angst und Schrecken versetzt werden können. 
Übrigens, der Landkreis Schwäbisch Hall hat einen der höchsten Leiharbeitsanteile in Deutschland. Hier tummeln sich extrem viele Leiharbeitsfirmen (25000 bundesweit).
Hier werden die Menschen stärker ausgebeutet und in unsicheren Arbeitsverhältnissen gehalten. 

Ich erwarte von allen Betriebsräten, dass sie diesen Machenschaften ein Ende setzen. Alle wollen Profit machen, der der ausleiht und der der entleiht. Auf der Strecke bleiben die Einkommen der Beschäftigten und die bislang sicheren Arbeitsplätze.
Aber das ist gewollt, das ist neoliberale Politik, wie sie seit vielen Jahren in unserem Land betrieben wird.
Meine ganz persönliche Meinung ist: 
Leiharbeit muss verboten werden! 

Leiharbeit, ist ein Freibrief für skrupellose Unternehmen, die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer mit Hungerlöhnen abspeisen.

Bitte nicht missverstehen.  Ich bin nicht gegen die Menschen, die sich auf diesem Sklavenmarkt verdingen müssen. Aber Menschen so zu leasen wie ein Auto, das ist zutiefst menschenverachtend. 
Und nicht zu vergessen: Leiharbeit hat auch ein Botschaft an die Stammbelegschaften: „Und seid Ihr nicht willig, dann tauschen wir Euch gegen die billigeren Leihkräfte“.

Gar mancher Arbeitgeber träumt davon: 10 – wenn’s hoch kommt 20 Prozent Stammbelegschaft und der Rest Leiharbeit oder anders prekär beschäftigt. 

Deshalb ist Leiharbeit ein so wichtiges Thema für uns alle, nicht nur für die Leiharbeitnehmer/-innen.
Deshalb meine ich: Leiharbeit gehört verboten und LeiharbeiternehmerInnen müssen wieder in reguläre unbefristeten Arbeitsverhältnissen arbeiten können.
Da ich natürlich auch weiß, dass Leiharbeit nicht von heute auf morgen verboten wird, und schon gar nicht unter dieser Regierung, brauchen wir bis dahin gleichen Lohn bei gleicher Arbeit, aber auch gleiche Rechte.
Die Menschen brauchen unbefristete, gut bezahlte Arbeit mit einer Zukunftsperspektive. Leiharbeit bietet das nicht.

Wir müssen jetzt handeln und dort, wo Leiharbeit nicht verhindert werden kann, diese fair gestalten!
Liebe Kolleginnen und Kollegen, 
die Firma Huber setzt erstmals LeiharbeitnehmerInnen ein. Gegen den Willen der Belegschaft und des Betriebsrates. In den letzten 30 Jahren wurden wenn nötig wenigstens befristet Beschäftigte eingestellt zu gleichen Bedingungen wie die Stammbelegschaft. Das soll jetzt nicht mehr gelten obwohl fast 100 Bewerbungen vorliegen.

Die Belegschaft ist beunruhigt aber auch kampfbereit. Der Betriebsrat versucht Leiharbeit zu verhindern bzw. zu regeln. Das alles hat bisher nichts genützt. Deshalb haben unsere Mitglieder beschlossen, einen Tarifvertrag zu Leiharbeit bei der Fa. Huber zu fordern. 
Dies ist der GF mitgeteilt worden und wir gehen davon aus, dass - wenn es nicht nächste Woche gelingt eine Betriebsvereinbarung abzuschließen - wir in eine Tarifauseinandersetzung gehen müssen mit allen Konsequenzen. 
Liebe Kolleginnen und Kollegen,

unsere gut bezahlten Vollzeitarbeitsplätze sind bedroht durch immer mehr prekäre Arbeit. Die Zukunft unserer Kinder steht in den Sternen. Generation Praktika, Leiharbeit, befristet lässt grüßen. 

So gibt es auch hier in der Region Firmen, die fertig ausgebildete Akademiker als Praktikanten einstellen. 
Ein ganz aktueller Fall liegt bei mir auf dem Schreibtisch. Das ist doch hahnebüchern, wenn junge Menschen studieren, nach Jahren des Studiums einen Abschluss erzielt haben und nun für 800 Euro im Monat erst einmal ein Praktikum machen sollen.

Können Arbeitgeber denn mittlerweile tun und lassen was sie wollen?

Auch wegen solchen Machenschaften brauchen wir Betriebsräte und mehr Mitbestimmungsrechte im Betrieb.

Ich rufe euch schon heute auf solidarisiert und beteiligt euch aktiv an den Auseinandersetzungen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen,
Hartz IV ist kein Einzelschicksal. Heiner Geisler, ehem. CDU-Generalsekretär hat schon vor Jahren gesagt: „Hartz IV ist die größte Enteignung des deutschen Volkes.“ Recht hat er.

Mittlerweile arbeiten 22% aller Beschäftigten im Niedriglohnbereich. Davon ist eine Vielzahl auf ergänzendes Alg II (Hartz IV) angewiesen. Von diesen Löhnen kann doch niemand vernünftig leben.
Das alles ist ein Skandal und muss auch als solcher bezeichnet werden.

Übrigens die Bundesregierung will Hartz IV umbenennen, weil der Begriff HARTZ IV so negativ besetzt ist. Schon wieder soll ein Schleier darüber gelegt werden.

Merkt ihr was da passiert?

Unser diesjähriges Motto passt da genau: 
 Wir gehen vor! „Gute Arbeit – Gerechte Löhne – Starker Sozialstatt.“
Wir wissen um die Sorgen und Nöte der Menschen. Derjenigen, die noch Arbeit haben, derjenigen, die zu wenig zum Leben verdienen aber auch vor allem derjenigen, die keine Arbeit bekommen und oft jahrelang von wenig leben müssen.

„Wir gehen vor!“ heißt ohne uns, ohne die Menschen, würde in keinem Land nichts, aber auch gar nichts funktionieren. Der Staat hätte keine Einnahmen, die Unternehmer hätten keine Profite, das Bildungswesen wäre endgültig erledigt.

Ohne uns ist also kein Staat zu machen!

Das wirtschaftliche und auch staatliche Handeln muss die Menschen in den Mittelpunkt stellen und nicht den Profit.
Bereits heute sagen Wissenschaftler schon wieder, dass sie die nächste Krise schon am Horizont sehen. Um die nächste Spekulationsblase zu verhindern, müssen Zockern und Spekulanten klare Grenzen gesetzt werden. 
Doch die Regierungen sind nicht fähig, diese Grenzen zu setzen! Wir fordern von unserer Regierung endlich diesen Raubtierkapitalismus einen Riegel vorzuschieben.

Bereits seit Wochen wird auf den Untergang ganzer Staaten gewettet wird wie z.B. Griechenland.
Die weltweite wirtschaftliche Lage ist immer noch angespannt bis miserabel. Griechenland, Irland, Island Portugal, alles Länder die faktisch pleite sind. Ganz zu schweigen von den USA. Da hilft oft auch kein „Yes we can!“

Die Banken wurden massiv unterstützt und Griechenland wird auch unterstützt. 

Es ist schon erstaunlich, wie schnell 480 Mrd. für die Banken und 8 Milliarden sofort für Griechenland zur Verfügung gestellt werden und wie lange es dauert die Kinderzuschüsse für Hartz IV-Empfängerinnen und –empfängern zu erhöhen.
Welch Schelm, der böses dabei denkt, dass just in dieser Woche beschlossen wurde, die Überprüfung und Anpassung der Sozialgeldsätze nicht wie geplant jetzt sondern erst später durchzuführen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen,

durch die Liberalisierung der Finanzmärkte, die Deregulierung der Arbeitsmärkte, die Privatisierung sozialer Sicherheit gab es eine gigantische Umverteilung von unten nach oben.

Lasst mich nur einige Beispiele für Umverteilung auf Kosten der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer dazu nennen:

· Billige Leiharbeit und Ausdehnung von Befristungen und Praktikas 

· Um 22 % schlechtere Bezahlung von Frauen 

· Ausweitung der 400 Euro-Jobs 

· Arbeitsgelegenheiten zu 1 oder 1,50 € 

· Sonderbeiträge der Krankenkassen 

· Teilprivatisierung der Renten 

· Ausverkauf unserer wichtigsten Lebensgrundlagen wie Wasser und Elektrizität 
Wer stabile soziale Verhältnisse will, muss gemeinsam darum kämpfen. Deshalb
· Hartz IV muss weg 
· das Alg II muss erhöht und repressionsfrei gewährt werden
· von Arbeitslosengeld muss Mann und Frau auch leben können. Es muss reichen für Wohnung, Kleidung, Nahrung, Mobilität, Bildung und die Teilhabe an der Gesellschaft auch für Kinder.

· muss die Rente mit 67 rückgängig gemacht werden
· muss die Arbeitszeit weiter verkürzt werden
· muss jede Form von Erwerbsarbeit sozialversicherungspflichtig sein.

Wir haben über 40 Millionen Erwerbstätige aber nur rund 28 Millionen zahlen in unser soziales Sicherungssystem ein. Alleine 7,5 Millionen Menschen haben einen 400-Euro-Job, für den kaum in die Sozialversicherung einbezahlt wird. Leistungen erhalten die Beschäftigte dafür keine. Keine Rentenansprüche, keinen Anspruch auf Arbeitslosengeld. Betroffen sind wieder mal überwiegend die Frauen.
Altersarmut ist damit vorprogrammiert, insbesondere von Frauen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen,

Der Unterschied zwischen Arm und Reich wird immer größer. Die Menschen sind zutiefst verunsichert, verärgert, wütend und zunehmend kampfbereiter. 
Für uns als Gewerkschafterinnen und Gewerkschafter heißt das: Wir müssen noch aktiver werden in den Betrieben, in der Gesellschaft, in der Politik. Wir dürfen die Politik nicht anderen überlassen!
Und wenn ich dabei schon mal an die Landtagswahlen im Frühjahr 2011 denke. Wir brauchen Abgeordnete in den Landtag, die wissen wie es in den Betrieben aussieht, die wissen was die Menschen bewegt. Wir brauchen nicht nur Rechtsanwälte und Beamte in den Landtag sondern vor allem auch wieder Gewerkschafterinnen und Gewerkschafter, die sich den Nöten der Erwerbstätigen, der Erwerbslosen und RentnerInnen annehmen und ihre Interessen dort vertreten.
Wir als Gewerkschafterinnen und Gewerkschafter müssen uns einmischen. 
Wir müssen vorbereitet sein auf mögliche soziale Auseinandersetzungen gegen die Kopfpauschale, und die Rente mit 67, für mehr soziale Sicherheit.
Wir sind das Volk und wollen auch durch Menschen aus unseren Reihen vertreten werden. 
Liebe Kolleginnen und Kollegen, 
Gut ist es, dass sich schon heute Belegschaften nicht mehr alles gefallen lassen.

So kämpfen die Belegschaften der Getrag Standorte für den Erhalt ihrer Arbeitsplätze. Bis heute konnte die Geschäftsführung kein tragfähiges Zukunftskonzept auf den Tisch legen. Nach wie vor sind Hunderte von Entlassungen bedroht. 2.000 Kolleginnen und Kollegen haben vor der Konzernzentrale demonstriert und das während der Arbeitszeit.
So kämpft die Belegschaft von Huber in Öhringen gegen den massiven Einsatz von Leiharbeit. Auch hier gab es bereits eine spontane Aktion am 11. März.
Liebe Kolleginnen und Kollegen,

seit der unsäglichen Agenda 2010, von der Schröder-SPD und der Fischer(übrigens ein Hohenloher) Bündnis 90/Grüne gemacht, wird unser soziales Sicherungssystem systematisch zerstört und den Finanzhaien aus der Versicherungswirtschaft in den Rachen geworfen.
Zwar soll die Pharmaindustrie ein bisschen geschröpft werden, aber ein weiterer Angriff ist bereits in Arbeit 

DIE KOPFPAUSCHALE.

Deshalb: wachsam bleiben ist das Gebot der Stunde. Aufpassen, nicht überall ist das drin, was draufsteht. Lasst euch nicht einlullen!
Zusammen mit den Sozialverbänden hat der DGB eine Aktion „Köpfe gegen Kopfpauschale“ ins Leben gerufen. Je mehr dagegen sind, desto mehr Druck gibt es auf die Regierung. Wer Internet hat, kann sich dort beim DGB schon mal dazugesellen.
Kopfpauschale bedeutet ein weiterer Ausstieg aus der paritätisch finanzierten Krankenversicherung.

Das lassen wir nicht zu!
Kopfpauschale heißt vom Chefarzt über den Werkleiter bis zur 400 Euro-Kraft zahlen alle den gleichen Beitrag. Der mit 10.000 € im Monat zahlt soviel, wie die Frau mit 400 €.
Die schwarz-gelbe Kopfpauschale ist wie Hartz IV für Gesundheit. Damit verabschiedet sich dieser Staat, der einst als Sozialstaat 1949 gegründet wurde, einmal mehr von seinen Grundsätzen. Aber: Der Staat sind überwiegend wir, die wir unsere Arbeitskraft tagtäglich verkaufen müssen.

Den Unternehmern ist es mehr als recht, für sie wird das billiger. 
Uns kann es gar nicht recht sein, da es zu immer mehr Ungerechtigkeit führt. Wer das Geld nicht hat, sich zukünftig privat weiter abzusichern, ist an der untersten Skala angelangt.
Wer arm ist, hat dann auch die schlechtere Gesundheitsversorgung. Der Chefarzt aber kann sich immer noch genügend dazukaufen.

So wird unser System weiter durchlöchert wie ein Schweizer Käse.
Dazu sagen wir NEIN. Deshalb treffen wir uns auch am 12. Juni in Stuttgart, um auf der Straße den nötigen Druck weiter aufzubauen. Kommt alle mit!
Wir brauchen für die Zukunft wieder eine volle paritätische Finanzierung unserer sozialen Sicherungssysteme und wir brauchen dazu die Bürger- und Bürgerinnenversicherung in die alle einbezahlen, die abhängig Beschäftigten, die Beamten, die Selbständigen und Freiberufler und Unternehmer und in der eine gerechte Finanzierung und Versorgung unabhängig vom Geldbeutel gesichert ist. 
Unser soziales Sicherungssystem ist nicht marode, sondern es wurde systematisch der Privatisierung unterworfen. 
Schon bei der Rente hat uns Walter Riester die private Zusatzversicherung eingebrockt, die sich nicht alle Menschen leisten können. Wer kann schon 4 % seines Jahreseinkommens abdrücken?
Milliarden Euros werden den Versicherungsunternehmen in den Rachen geworfen. Dem solidarischen Sicherungssystem wird damit Geld entzogen.
Anders herum würde doch ein Schuh draus. Wenn jeder Mensch in diesem Land in unser Solidarsystem nach seiner wirtschaftlichen Kraft einbezahlt – sprich wer mehr hat kann auch mehr bezahlen – dann hätten wir überhaupt kein Einnahmeproblem.

Liebe Kolleginnen und Kollegen,
nur so kann unser System stabilisiert und nicht der sogenannten freien und privaten Wirtschaft zum Fraß vorgeworfen werden.

Es sind die Unternehmer, Aktionäre und Banker, die zur Umverteilung und zum Abbau rechtlicher und sozialer Standards angetreten sind; die davon profitieren und die die Früchte unserer gemeinsamer Arbeit verzockt haben. Wer, wenn nicht sie, neben der Bundesregierung, müssen die erste Adresse sozialen und politischen Drucks sein.
Deshalb Druck machen im Betrieb und auf der Straße. 

Lasst mich kurz einschieben:

Wer hätte letzte Woche gedacht, dass 120.000 Menschen gegen Atomkraft, gegen die Verlängerung der Restlaufzeit eine 120 km lange Menschenkette bilden.
Wir werden weiter kämpfen gegen die Privatisierung der Gewinne und die Sozialisierung der Verluste auf dem Rücken der Beschäftigten, Erwerbslosen und Rentnerinnen und Rentner.

Wir lassen uns auch durch die FDP nicht sagen: Die Arbeitslosen sind selbst schuld an ihrer sozialen Lage. Sie sind Sozialstaatsbetrüger. Übrigens: ähnlich hatte sich auch Herr Würth bereits 2005 im HT geäußert. Er meinte „ Klagen hat in Deutschland Tradition. In Wahrheit leben wir im Schlaraffenland“. „Zwei Drittel der Arbeitslosen seien Menschen, die „bitter leiden“. Aber ein Drittel der arbeitslosen Menschen sind schlicht Systemknacker. Das sind Leute, die vom Staat bezahlt werden, nebenbei 500 Euro schwarz pro Woche verdienen und in Saus und Braus leben….“  Er selbst aber hinterging den Staat und wird verurteilt. 

Was bitte ist das? Ein Kavaliersdelikt? Nein, es ist das was viele (nicht alle) Unternehmer tagtäglich tun. Steuern hinterziehen, Schmiergelder zahlen, Menschen rausschmeißen, weil sie eine alte vergammelte Maultasche essen, die eh in den Müll gewandert wäre.

Mind. 100 Mrd. Euro entgehen dem Staat jährlich durch Steuerhinterziehung. Alleine die Selbstanzeigen aufgrund der aufgetauchten CD zeigen, was Sache ist.
So lange öffentlich über die Cents gestritten wird, die der Arbeitslose sparen soll, spricht ja auch niemand über die Milliarden, die die Banken versenkt haben und die sie nach der Neueröffnung des Casinos mit Hilfe unserer Steuergelder schon wieder verspekulieren. Niemand spricht über betrügerische Insolvenzen, den Beschiss an ArbeitnehmerInnen, die Zerstörung unseres Sozialstaates.
Das dürfen wir nicht akzeptieren!

Wir alle, wie wir hier stehen kennen die Täter. Die gleichen Täter sind schon wieder tätig.

So recherchierte der Journalist Klaus-Rainer Jakisch und sagte im hessischen Rundfunk:

„In New York feiern sich einige Hedge-Fonds-Manager derzeit in Sektlaune: Kürzlich trafen sie sich an einer noblen Adresse der US-Metropole zum Defilee – um zu debattieren, wie man den Euro durch die Griechenland-Krise am besten in die Knie zwingt. Das hat sich ausgezahlt: Binnen weniger Wochen ist es ihnen gelungen, durch immer neue Gerüchte und Spekulationen über die ohnehin marode Lage in Griechenland Athen sturmreif zu schießen. Jetzt blieb Hellas nichts anderes übrig, als zu kapitulieren. Damit haben die Spekulanten das geschafft, was sie wollten – die Situation so zuzuspitzen, dass die Europäische Union nun Staatshilfen zahlen muss und der Euro kräftig an Wert verliert. Für die Investoren bedeutet das sprudelnde Gewinne. Denn mit entsprechenden Termingeschäften hatten sie vorher auf fallende Eurokurse gesetzt. Jetzt machen sie den Reibach.“
Vor allem die europäischen Staaten und die Menschen zahlen. Der/die normale BürgerIn zahlt insbesondere an der Zapfsäule. Der jüngste Preissprung beim Benzin ist eindeutig eine Folge der Euroschwäche. Die Folgen der Griechenlandspekulation zahlen also z.B.die AutofahrerInnen.

Die Unternehmer werden massiv im Export gewinnen, werden doch deutsche Produkte billiger (da können sie doch leicht 2 Mrd. beisteuern, nur ausgeliehen natürlich). Die Einfuhren werden teuerer und das bezahlen wir.

Wir wissen heute, wer die Milliarden-Party gefeiert und wer buchstäblich mit Champagner nachgespült hat, bis nichts mehr rein geht!

Und schon wieder knallen die Korken. Wenn wir die Party beenden wollen müssen wir uns bewegen, aufstehen, Zivilcourage zeigen.
Liebe Kolleginnen und Kollegen,

in anderen Regionen der Erde ist die soziale und humanitäre Katastrophe längst Realität. 

Der Finanzmarktkapitalismus hat die Kluft zwischen Wohlstands- und Armutszonen erheblich vertieft und verschärft.

Wir leben in einer Welt, in der die obersten 15 Prozent der Menschheit 

- fast 90 Prozent des Weltkonsums,

- fast 60 Prozent der Weltenergie,

- gut 80 Prozent des Welteinkommens für sich beansprucht,

und in der dem unteren Fünftel der Menschheit

- gerade einmal 1,3 Prozent des globalen Konsums

- und 4 Prozent der Energie zur Verfügung stehen.

Von der Unterversorgung mit Nahrung und Trinkwasser ganz zu schweigen. 

Der langjährige UN-Sonderberichterstatter Jean Ziegler hat es auf den Begriff gebracht: Er spricht vom „Imperium der Schande“.

Ja, liebe Kolleginnen und Kollegen, ein Imperium der Schande, das ist es.

Dieses Imperium muss beendet werden. Beendet durch die Entrechteten der Welt!

Es geht uns um den Kampf gegen Arbeitslosigkeit, Armut und Entrechtung hier bei uns und anderswo.

Es geht auch um die Überwindung einer Wirtschafts- und Lebensweise, die die Welt in Menschen mit und ohne Lebenschancen teilt.

Dagegen anzugehen ist Politik im wohl verstandenen Eigeninteresse und es ist auch ein Gebot der globalen Moral und der internationalen Solidarität. 

Dafür stehen wir als Gewerkschaften. Auch deshalb sind wir heute hier.

Wir haben die Nase voll von diesem menschen- und umweltverachtenden Kapitalismus! 

Lasst uns aufstehen und kämpfen!

Liebe Kolleginnen und Kollegen, 

überall in der Welt regt sich Widerstand. Kaum ein Treffen der globalen Wirtschafts- und Regierungs-Kaste ohne vernetzte Widerstands-Aktionen.

Überall werden den Strategien des Geldes und der Macht die Forderungen der Solidarität und des Widerstandes entgegengesetzt.

Das ist gut so, und davon können wir gar nicht genug haben. 

Aber: Wer die Welt verändern will, der muss zu Hause beginnen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen,

was wir jetzt brauchen ist 

· Kaufkraft stärken durch höhere Einkommen der Beschäftigten, RentnerInnen und Erwerbslosen und damit die Binnennachfrage ankurbeln.


d.h. höhere Einkommen, höheres Alg I und II, höhere Renten, mehr Menschen in Arbeit 
durch AZV mit vollem Lohnausgleich
· Einen Mindestlohn in Höhe von 10 Euro, ich muss euch ehrlich sagen 8,50 Euro wie der DGB das jetzt fordert, ist dabei entschieden zu wenig.

· Hohe Vermögen höher besteuern durch Erhöhung des Spitzensteuersatzes, durch eine Sonderabgabe oder Zukunftsanleihen.

· ein ökologischer Umbau der Industrie und der Mobilitätsmittel. 

· eine weitreichende Demokratisierung der Wirtschaft!

Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen,

die FDP will die Handlungsfähigkeit des Staates untergraben. Ihre Klientel kann ja auf einen starken Staat verzichten. Denn auf der Sonnenseite des Lebens gibt es doch Luxus-Kitas, Privatschulen und Eliteuniversitäten.
Wir aber brauchen einen starken Sozialstaat um den unverschuldet in Not geratenen Menschen zu helfen. Wir wollen einen starken handlungsfähigen Staat, denn nur ein starker Staat kann sich für die Schwachen einsetzen.

Kolleginnen und Kollegen,

die Menschen sind das wichtigste Kapital, das eine Gesellschaft hat und nicht die Maschinen, die Bankkonten oder Dienstleistungen. 
Deshalb brauchen wir gerade auch in Krisenzeiten eine gute soziale Sicherung.
Wer für die Menschen etwas tun will, wer die Menschen im Betrieb halten will, wer der Jugend auch noch eine Perspektive geben will, muss etwas tun.

· wir brauchen Instrumente, damit ältere Kolleginnen und Kollegen früher ungekürzt in Rente gehen können 
· wir brauchen Instrumente, damit Menschen wieder in Arbeit kommen.

· Wir brauchen einen Schutzschirm für Ausbildung
· Wir brauchen mehr Mitbestimmung darüber Wo, Was, Wieviel, Mit wieviel Beschäftigten und unter welchen Bedingungen produziert wird und darüber wie zukünftig Gewinne verwendet werden. 

Hier, heute in unserem Land
Wir brauchen mehr betriebliche Mitbestimmung damit Gewinne nicht weiter auf den Finanzmärkten verspekuliert werden oder und statt dessen für höhere Einkommen, bessere Investitionen, für Forschung und Entwicklung von umweltfreundlichen Produkten und Dienstleistungen verwendet werden? Das sind die Wegemarken in eine bessere Zukunft.

Deshalb kämpfen die Kolleginnen und Kollegen bei Getrag, Huber, Behr und anderswo um ihre Existenz – und das mit Recht!

Kampf um Beschäftigung und für eine umweltverträgliche Produktion - das geht nur mit und nicht gegen die Belegschaften.

Und deshalb fordere ich euch auf: Solidarisiert euch mit dem Kampf der jeweiligen Belegschaften.
Nicht Entlassungen und Belegschaftsspaltungen, sondern Widerstand, ökologischer Umbau und Wirtschaftsdemokratie sind der richtige Weg.
Wo öffentliches Geld fließt, muss öffentliche Eigentumsbildung und Einflussnahme folgen.
Und über öffentliche Einflussnahme müssen die Abkehr vom Shareholder-Value, der ökologische Umbau und die Demokratisierung von Wirtschaft und Wirtschaftspolitik vorangetrieben werden. 
Liebe Kolleginnen und Kollegen,

doch wer soll all dies durchsetzen?

Wer, liebe Kolleginnen und Kollegen, soll das alles tun?

Wer hat den Mut und die Kraft?

Darauf gibt es nur eine Antwort: Wir!

Mut holen wir uns aus der Solidarität untereinander, Solidarität in dem wir uns organisieren, Durchsetzungsvermögen indem wir seit an Seit stehen und kämpfen. Es gilt immer noch der alte Spruch: Wer kämpft kann verlieren, wer nicht kämpft hat schon verloren!

Der Weg in eine bessere Gesellschaft führt nur über eine gerechtere Verteilung von Einkommen und Vermögen.

Mit der maßlosen Bereicherung Einzelner muss endlich Schluss sein!

Auch dafür demonstrieren wir heute.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, 

das alles kostet Geld, viel Geld. Der öffentlichen Verschuldung sind Grenzen gesetzt. Die Kommunen werden immer mehr ausgeblutet.
Das Geld müssen wir da holen, wo es ist. Bei den Profiteuren des Finanzmarkt-Kapitalismus, den Reichen und Superreichen.

Und dafür werden wir auch für den 10 Juni nach Aalen unter dem Motto „Auszubildende übernehmen statt Leiharbeit“. Bereits heute zeichnet sich ein erneuter Fachkräftemangel ab, doch die Ausbildungszahlen sinken. Ich rufe die Betriebsräte auf Druck zu machen für mehr Ausbildungsplätze statt Leiharbeit.

Und wir rufen für den 12. Juni nach Stuttgart auf unter dem Motto: 



Gegen die Rente mit 67



Gegen Kopfpauschale



Für gesetzlichen Mindestlohn



Für Arbeitszeitverkürzung



Für handlungsfähige Kommunen mobilisieren 
Also: Wir sehen uns immer wieder und jeder bringt noch einen mit!!! Solange, bis wir unsere Positionen durchgesetzt haben.
Liebe Kolleginnen und Kollegen,
gestern habe ich im Radio einige Sendungen zum und über den 1. Mai gehört, zur Entstehungsgeschichte aber auch zur Notwendigkeit.
Eine wichtige Feststellung war, dass der erste Mai auch deshalb aktuell ist, weil die Gewerkschaften schon immer die größten Organisationen waren, die Utopien hatten. Utopien, die immer die Verbesserung der Arbeits- und Lebensbedingungen im Focus hatten.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, 

wir müssen wieder lernen in Utopien zu denken und mit aktivem Handeln diese Utopien zum Leben zu erwecken. Utopien für eine andere bessere, lebenswertere Gesellschaft.
Deshalb möchte ich euch für einen kurzen Augenblick in eine Welt entführen, wie sie aus meiner Sicht einmal aussehen könnte.

· Es gibt keine Unternehmer mehr sondern alle Menschen unternehmen gemeinsam
· Wir bestimmen gemeinsam und solidarisch über den Einsatz von Ressourcen, Produktionsmitteln, Gewinnen.

· Wir haben Zeit für die Dinge, die uns wichtig sind im Leben, weil Frauen und Männer mit weit weniger Stunden als bisher in der Woche erwerbstätig sind. Überstunden sind passé. Schichtarbeit und Nachtarbeit gibt es nur dort, wo sie gesellschaftlich notwendig ist z.B. im Krankenhaus, bei der Feuerwehr. Bei der Produktion von Autos oder Kühlschränken ist das nicht nötig.

· Die Arbeitszeit können wir in Abstimmung mit unseren Kolleginnen und Kollegen bestimmen. 

· Die Wertschöpfung wird zugunsten der Menschen verwendet und nicht zur Profitvermehrung einiger weniger.

· Deshalb erhalten die Menschen für ihre geleistete Arbeit den gerechten Gegenwert, von dem sie gut leben können und ihre Bedürfnisse nach Bildung, Wohnung, Kleidung, Kultur, Mobilität und gesellschaftlicher Teilhabe befriedigen können. 

· Dienstleistungsarbeit wird gleichwertig zu Arbeiten in der Industrie bewertet und bezahlt.

· Im Alter, bei Krankheit sind wir abgesichert. Arbeitslos werden wir nicht mehr.
· Auf unseren Straßen bewegen sich die privaten und öffentlichen Verkehrsmittel ohne Lärm und Abgase vorwärts. 

· Alle Menschen haben die gleichen Bildungschancen. 
· Es gibt keine Hungersnöte mehr. Seuchen sind ausgerottet. Wir können uns schadstofffrei ernähren. 
· Wir gehen mit unseren Ressourcen schonend um.
· Und wir leben in Frieden als gleichberechtigte Völker zusammen.
· Wir haben Zeit uns in dieser Gesellschaft einzumischen und auch Politik zu machen und wir haben Zeit für uns selbst

Liebe Kolleginnen und Kollegen, 

wir leben in einer Zeit der sozialen Kälte. Dieser Kälte müssen wir die solidarische Wärme entgegensetzen.

Was meint ihr: Wollen wir es gemeinsam versuchen für eine bessere, lebenswertere Gesellschaft zu kämpfen?

Dann lasst uns aufstehen, mit Mut und Entschlossenheit handeln für eine solidarische Gesellschaft, weltweit.

Ich bedanke mich für eure Aufmerksamkeit.
